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1.3 Was beinhaltet das Gesetz? 
(§ 17 EStG in Kombination mit einem Auszug aus den EStR 2000 ab Rz 4100 ff)	

1.3.1 Wer darf den Gewinn mittels Durchschnittssatzes 
gem § 17 Abs 1 EStG ermitteln? 

 Freiberufler gem § 22 EStG 

 Gewerbetreibende gem § 23 EStG 

1.3.2 Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, um 
die gesetzliche Basispauschalierung anwenden zu 
können?  

 Es muss sich um Steuerpflichtige handeln, die ihre Einkünfte nach § 22 oder § 23 
EStG ermitteln. 

 Es darf keine Buchführungspflicht bestehen und es dürfen auch keine Bücher ge-
führt werden, welche eine Gewinnermittlung nach § 4 Abs 1 EStG ermöglichen. 

 Die Umsätze iSd § 125 Abs 1 BAO des vorangegangenen Wirtschaftsjahres dürfen 
nicht mehr als € 420.000,00 (2025: € 320.000,00; bis 2024: € 220.000,00) betra-
gen. 

 Aus der Steuererklärung muss hervorgehen, dass der Steuerpflichtige von der 
Pauschalierung Gebrauch macht. Ab der Veranlagung 2023 stellt dies keine mate-
riell-rechtliche Voraussetzung mehr dar. Aufgrund der Bestimmung des § 39 Abs 4 
EStG ist die Anwendung der Pauschalierung aber dennoch in der Steuererklärung 
geltend zu machen. 

 

ACHTUNG 
Die Basispauschalierung kommt nur für Einkünfte in Betracht, die aus einer im 
Veranlagungsjahr  aktiv  ausgeübten  Betätigung  herrühren.  Ruhebezüge  oder 
(nachträgliche)  betriebliche  Einkünfte  aus  einer  ehemaligen  aktiven  Tätigkeit 
sind von der Pauschalierung nicht erfasst (VwGH 16.9.2003, 2000/14/0175). 

1.3.2.1 Was ist bei Inanspruchnahme der Basispauschalierung zu  
beachten? 

Dem Steuerpflichtigen steht es grundsätzlich frei, die Pauschalierung der Einkünfte-
ermittlung in Anspruch zu nehmen, wenn alle gesetzlichen Voraussetzungen für de-
ren Inanspruchnahme erfüllt sind. Bei einer Teilpauschalierung (Ausgabenpauscha-
lierung) reicht hier die Möglichkeit des Vorliegens von als Betriebsausgaben pauschal 
abzugsfähigen Aufwendungen oder Ausgaben aus. 

Da die Basispauschalierung eine Form der Einnahmen-Ausgaben-Rechnung ist, muss 
für deren erstmalige Anwendung eines bisher buchführenden Steuerpflichtigen ein 
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Übergangsgewinn (-verlust) ermittelt werden. Gleiches gilt im umgekehrten Fall, 
wenn der Steuerpflichtige von der Gewinnermittlung durch Basispauschalierung zur 
Buchführung übergeht.  

Für den Wechsel von der vollständigen Einnahmen-Ausgaben-Rechnung zur Basis-
pauschalierung oder vice versa ist jedoch kein Übergangsergebnis zu ermitteln. 
 

ACHTUNG 
Die Einkünfte aus der Veräußerung von Grundstücken iSd § 30 Abs 1 EStG sind 
neben der Basispauschalierung gesondert unter Beachtung des § 4 Abs 3a EStG 
zu ermitteln  (Rz 763  ff  EStR 2000).  Sie  sind daher nicht Teil der Bemessungs‐
grundlage des Betriebsausgabenpauschales. 

Die „abpauschalierten“ Betriebsausgaben sind als abgeflossene Betriebsausgaben zu 
werten, dh dass während der Pauschalierung weder Nachzahlungen für Zeiträume 
davor noch Vorauszahlungen für Zeiträume danach abgesetzt werden können. Eine 
andere Besteuerungsperiode betreffende „pauschalierungsfähige“ Ausgaben sind da-
her nach der jeweiligen Gewinnermittlungsart im Zeitpunkt des Abflusses zu behan-
deln. 

1.3.2.2 Welche Fristen sind beim Wechsel der Gewinnermittlungsart 
zu beachten? 

Geht der Steuerpflichtige von der gesetzlichen Basispauschalierung auf die Gewinn-
ermittlung durch Buchführung oder durch Einnahmen-Ausgaben-Rechnung über, so 
ist eine erneute Ermittlung der Betriebsausgaben mittels Durchschnittssatz gem § 17 
Abs 1 EStG frühestens nach Ablauf von fünf Wirtschaftsjahren zulässig.  

Hat sich der Steuerpflichtige der Basispauschalierung erstmals bedient, so ist ein 
Wechsel zur Gewinnermittlung durch Buchführung oder durch Einnahmen-Ausga-
ben-Rechnung jederzeit möglich. Der Wechsel der Gewinnermittlung ist nur zu Be-
ginn eines Kalenderjahres möglich.  
 

HINWEIS 
Im  Falle  eines  durch  Überschreiten  von  Umsatzgrenzen  gesetzlich  erzwunge‐
nen Wechsels der Gewinnermittlungsart gelten die obigen Bindungsfristen von 
§ 17 Abs 3 EStG nicht. 

1.3.2.3 Wann muss die Inanspruchnahme der Basispauschalierung 
beantragt werden? 

Die Inanspruchnahme der Basispauschalierung muss nicht gesondert beantragt wer-
den. Es genügt, wenn der Steuerpflichtige dies in den Beilagen zur Steuererklärung 
eindeutig dokumentiert.  

Ein Wechsel von der vollständigen Einnahmen-Ausgaben-Rechnung zur Basispau-
schalierung und umgekehrt ist bis zur Rechtskraft des Bescheides möglich.  

! 
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Kapitel 2 
Gesetzliche Basispauschalierung 
USt 

2.1 Welche Möglichkeiten der Pauschalie-
rung gibt es? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2.2 Was beinhaltet das Gesetz? 
(§ 14 UStG in Kombination mit einem Auszug aus den UStR ab Rz 2226 ff) 

2.2.1 Wer darf die Vorsteuerpauschalierung nach Durch-
schnittssätzen gem § 14 UStG anwenden? 

Die Pauschalierung gem § 14 Abs 1 Z 1 UStG (Basispauschalierung) können nur Un-
ternehmer in Anspruch nehmen, wenn sie die Voraussetzungen gem § 17 Abs 2 Z 1 
und 2 EStG erfüllen. 

2.2.2 Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, um 
die PauschalierungsVO anwenden zu können? 

 Es handelt sich um Steuerpflichtige, die ihre Einkünfte nach §§ 22 oder 23 EStG 
ermitteln. 

 Die Umsätze iSd § 125 Abs 1 BAO des vorangegangenen Wirtschaftsjahres dürfen 
nicht mehr als € 420.000,00 (2025: € 320.000,00; bis 2024: € 220.000,00) betra-
gen.   

Basispauschalierung 
§ 14 UStG VO‐Pauschalierung 

Vorsteuerpauschalierung 

Pauschalierung  
UStG 
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2.5 Welche wechselseitigen Beziehungen 
gibt es zwischen der Umsatzsteuer- 
und der Einkommensteuerpauschalie-
rung? 

Die einkommensteuerliche Pauschalierung ist von der umsatzsteuerlichen Pauscha-
lierung unabhängig. Die Pauschalierungen können ohne wechselseitige Bindungen 
jeweils gesondert gewählt werden. Bei Erfüllung der Anwendungsvoraussetzungen 
mehrerer Pauschalierungsverordnungen kann der Steuerpflichtige frei wählen, wel-
che der in Betracht kommenden Pauschalierungen er in Anspruch nimmt. 

2.5.1 Wodurch unterscheidet sich das Brutto- von dem 
Nettosystem im Rahmen der Gewinnermittlung nach 
§ 4 Abs 3 EStG? 

Die gesetzliche Basispauschalierung ist unabhängig davon möglich, ob der Steuer-
pflichtige die Umsatzsteuer ertragsteuerlich nach dem Bruttosystem oder nach dem 
Nettosystem ansetzt. 

Gegenüberstellung Brutto- und Nettosystem im Rahmen der Gewinnermittlung 
nach § 4 Abs 3 EStG: 

Bruttosystem  Nettosystem 

  Laufende Betriebseinnahmen  
(erfolgswirksame) inkl USt 

Laufende Betriebseinnahmen  
(erfolgswirksame) exkl USt 

+  Eigenverbrauch (exkl USt)  +  Eigenverbrauch (exkl USt)

+  Einnahmen aus den Vorjahren 
(Zahlung erst jetzt) inkl USt 

+  Einnahmen aus den Vorjahren  
(Zahlung erst jetzt) exkl USt 

+  Sonstige Betriebseinnahmen  
(erfolgswirksam) inkl USt 

+  Sonstige Betriebseinnahmen  
(erfolgswirksam) exkl USt 

=  Summe der Betriebseinnahmen = Summe der Betriebseinnahmen 

–  Laufende Betriebsausgaben  
(erfolgswirksam) inkl USt 

– Laufende Betriebsausgaben  
(erfolgswirksam) exkl USt 

–  Ausgaben aus Vorjahren  
(Zahlung erst jetzt) inkl USt 

– Ausgaben aus Vorjahren 
(Zahlung erst jetzt) exkl USt 

–  Entrichtete Zahllasten (November, De‐
zember Vorjahr, Jänner‐Oktober laufen‐
des Jahr abzüglich USt Eigenverbrauch) 

–  Vorsteuer bei Zahlung einer neu ange‐
schafften Anlage, welche aktivierungs‐
pflichtig ist 

–  Abschreibung laut Anlageverzeichnis – Abschreibung laut Anlageverzeichnis 

=  Gewinn (oder Verlust)  =  (Gewinn oder Verlust)
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3.1.6 Wann muss die Inanspruchnahme einer Pauschalie-
rung bekanntgegeben werden? 

Die Pauschalierung kann in jeder Lage des Verfahrens, somit bis zur Rechtskraft des 
Bescheides, beantragt werden. Bis zu diesem Zeitpunkt kann auch auf die Anwen-
dung der Pauschalierung verzichtet werden.  
 

ACHTUNG 
Gemäß den der Drogistenpauschalierung bzw der Gastgewerbepauschalierung 
zugrundeliegenden  Verordnungen muss  bereits  aus  der  Steuererklärung  her‐
vorgehen,  dass  von  der  entsprechenden  Pauschalierung  Gebrauch  gemacht 
wird. 

3.1.7 Welche Gewinnermittlungsart liegt bei Inanspruch-
nahme einer Pauschalierung vor? 

Alle Pauschalierungen stellen Gewinnermittlungen im Rahmen einer Einnahmen-
Ausgaben-Rechnung iSd § 4 Abs 3 EStG dar. 

3.1.7.1 Bemessungsgrundlage und Gewinnermittlung 

Vollpauschalierung 

Der pauschale Gewinn wird von den Betriebseinnahmen (einschließlich Umsatzsteu-
er) ermittelt. Diese Pauschalierungsform ist bspw bei der Lebensmitteleinzel- oder 
Gemischtwarenhändlerpauschalierung vorgesehen. 

Teilpauschalierung 

Das Betriebsausgabenpauschale wird von den Umsätzen gem § 125 Abs 1 BAO oder 
den vereinnahmten Entgelten gem § 17 UStG berechnet. 

Im Rahmen der Sportlerpauschalierung ist die Summe der Einkünfte die Bemes-
sungsgrundlage für die Pauschalierung. 
 

HINWEIS 
Ergibt sich durch die Inanspruchnahme einer Teilpauschalierung ein Verlust, so 
ist dieser ausgleichs‐ bzw vortragsfähig. 

3.1.7.2 Wechsel zwischen Einnahmen-Ausgaben-Rechnung und  
Pauschalierung 

Der Wechsel zwischen Einnahmen-Ausgaben-Rechnung oder der gesetzlichen Basis-
pauschalierung gem § 17 Abs 1 EStG zu den Branchenpauschalierungen und umge-
kehrt führt zu keinem Übergangsgewinn oder Übergangsverlust.  

! 
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4.3 Was beinhaltet die Verordnung bezüg-
lich der Vorsteuerpauschalierung? 

(Auszug aus der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die 
Ermittlung der abziehbaren Vorsteuerbeträge bei bestimmten Gruppen von Unter-
nehmern (BGBl 627/1983 idF BGBl II 416/2001)) 

4.3.1 Wer darf die Vorsteuer auf Grundlage dieser Ver-
ordnung pauschalieren? 

 Freiberuflich tätige Unternehmer 

 Nichtbuchführende Handels- und Gewerbetreibende 

 Gemeinnützige Einrichtungen (Näheres diesbezüglich siehe Umsatzsteuerkommen-
tar Melhardt/Tumpel (§ 14 UStG Rz 73 ff)) 

4.3.2 Welche Bestimmungen gelten für freiberuflich tätige 
Unternehmer? 

4.3.2.1 Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, um die Pauscha-
lierungsVO anwenden zu können? 

 Der Steuerpflichtige muss einer der folgenden Berufsgruppen angehören: 

 Tierärzte, 
 Rechtsanwälte, Patentanwälte, Notare, 
 Wirtschaftstreuhänder, 
 Staatlich befugte und beeidete Ziviltechniker. 

 

HINWEIS 
Im Unterschied zur gesetzlichen Basispauschalierung (§ 14 Abs 1 Z 1 UStG)  ist 
die Rechtsform des Unternehmens bedeutungslos. 

 Die Umsätze dürfen im vorangegangenen Kalenderjahr nicht mehr als € 255.000,00 
betragen. 

 

ACHTUNG 
Bei der Berechnung der Umsätze sind alle Umsätze miteinzubeziehen. Bei Ge‐
sellschaften  richtet  sich  die  Umsatzgrenze  nach  der  Gesellschaft.  Bei  bloßen 
Regiegemeinschaften ist der Umsatz der einzelnen Mitglieder maßgebend (sie‐
he Umsatzsteuerkommentar Ruppe/Achatz (§ 14 UStG Rz 38)). 

4.3.2.2 Was wird pauschaliert? 

Mit dem Durchschnittssatz werden sämtliche Vorsteuern abgegolten, die mit der 
freiberuflichen Tätigkeit zusammenhängen.  

i 
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Kapitel 5 
Gastgewerbepauschalierung 

5.1 Was beinhaltet die Verordnung? 
(Auszug aus der Gastgewerbepauschalierungsverordnung 2013 [BGBl II 488/2012 
und BGBl II 355/2020] unter Berücksichtigung der EStR 2000 ab Rz 4287 ff) 

5.1.1 Wer darf die VO über die Pauschalierung für Gast-
gewerbe anwenden? 

Diese Verordnung enthält Pauschalierungsbestimmungen für die Ermittlung des Ge-
winnes bei Betrieben des Gastgewerbes gem § 111 GewO und ist erstmalig bei der 
Veranlagung für das Kalenderjahr 2013 anzuwenden. 

5.1.1.1 Wann ist eine Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe 
nach § 111 GewO erforderlich? 

Einer Gewerbeberechtigung für das Gastgewerbe bedarf es für 

 die Beherbergung von Gästen sowie für 

 die Verabreichung von Speisen jeder Art und den Ausschank von Getränken. 

Unter Verabreichung und unter Ausschank ist jede Vorkehrung oder Tätigkeit zu ver-
stehen, die darauf abgestellt ist, dass die Speisen oder Getränke an Ort und Stelle ge-
nossen werden. 

5.1.1.2 Wann ist ein Befähigungsnachweis für das Gastgewerbe nach 
§ 111 GewO nicht erforderlich? 

Keines Befähigungsnachweises für das Gastgewerbe bedarf es seit 29.5.2013 (BGBl I 
85/2013) für 

 die Fahrgästebewirtung mit in handelsüblich verschlossenen Gefäßen abgefüllten 
Getränken in Omnibussen des Mietwagengewerbes, 

 Schutzhütten, 

 die Verabreichung von Speisen in einfacher Art und den Ausschank von nichtalko-
holischen Getränken und von Bier in handelsüblichen verschlossenen Gefäßen, 
wenn hierbei nicht mehr als acht Verabreichungsplätze bereitgestellt werden (zB 
Würstelstand), 

 Frühstückspensionen mit maximal zehn Betten, 

 Buschenschänken (zu beachten in diesem Zusammenhang ist Rz 4296 EStR 2000 – 
Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Pauschalierung: Gewerbeberechti-
gung für Gastgewerbe und Einkünfte aus Gewerbebetrieb!), 

 den Ausschank und Verkauf von nichtalkoholischen Getränken mittels Automaten. 
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Kapitel 7 
Drogistenpauschalierung 

7.1 Was beinhaltet die Verordnung? 
(Auszug aus der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die 
Ermittlung des Gewinnes und die Vorsteuerbeträge der nichtbuchführenden Drogis-
ten (BGBl II 229/1999) in Kombination mit den EStR 2000 ab Rz 4324 ff) 

7.1.1 Wer darf die VO über die Pauschalierung für  
Drogisten anwenden? 

Diese Verordnung enthält Pauschalierungsbestimmungen für	

 die Ermittlung des Gewinnes und  

 des Abzugs von Vorsteuern  

bei Drogeriebetrieben. 

7.1.1.1 Was ist ein „Drogeriebetrieb“ im Sinne dieser VO? 

Die Beurteilung, ob ein Betrieb eines Drogisten vorliegt, hat nach der Verkehrsauffas-
sung zu erfolgen. Man versteht darunter ein Spezialgeschäft des Einzelhandels mit 
Sortimentsschwerpunkten bei kosmetischen, chemisch-pharmazeutischen und Natur-
kosterzeugnissen. Der Betrieb eines Drogisten umfasst auch einen im Rahmen einer 
Drogerie betriebenen Fotohandel.	

Nicht schädlich für die Beurteilung als „Drogerie“ ist es, wenn in untergeordnetem 
Ausmaß auch Produkte angeboten werden, die nicht zum typischen Sortiment von 
Drogerien gehören. Das Angebot der Drogeriewaren muss allerdings derart überwie-
gen, dass im Gesamtbild der Charakter einer Drogerie erhalten bleibt. 
 

ACHTUNG 
Bei  einem  Anteil  von  mehr  als  25%  an  „Nicht‐Drogerie‐Artikeln“  kann  nicht 
mehr vom Vorliegen einer Drogerie im Sinne der Verordnung gesprochen wer‐
den. 

7.1.2 Welche Voraussetzungen müssen erfüllt sein, um 
die PauschalierungsVO anwenden zu können? 

 Es handelt sich um Drogeriebetriebe. 

 Es besteht keine Buchführungspflicht und Bücher werden auch nicht freiwillig ge-
führt.  

! 
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Kapitel 8 
Handelsvertreterpauschalierung 

8.1 Was beinhaltet die Verordnung? 
(Auszug aus der Verordnung über die Aufstellung von Durchschnittssätzen für die 
Ermittlung von Betriebsausgaben und Vorsteuern bei Handelsvertretern (BGBl II 
95/2000 idF BGBl II 635/2003) in Kombination mit den EStR 2000 ab Rz 4355 ff) 

8.1.1 Wer darf die VO über die Pauschalierung für  
Handelsvertreter anwenden? 

Bei einer Tätigkeit als Handelsvertreter iSd Handelsvertretergesetzes 1993, BGBl 
88/1993, können im Rahmen 

 der Gewinnermittlung bestimmte Betriebsausgaben sowie 

 der Entrichtung der Umsatzsteuer bestimmte abziehbare Vorsteuersteuer-
beträge 

jeweils mit Durchschnittssätzen angesetzt werden. 

8.1.1.1 Wer ist „Handelsvertreter“ im Sinne dieser VO? 

Die Tätigkeit muss dem im § 1 Abs 1 HVertrG umschriebenen Berufsbild entspre-
chen. Handelsvertreter ist, wer von einem anderen (im Handelsvertretergesetz  
„Unternehmer“ genannt) mit der Vermittlung oder dem Abschluss von Geschäften, 
ausgenommen über unbewegliche Sachen, in dessen Namen und für dessen Rech-
nung ständig betraut ist und diese Tätigkeit selbständig und gewerbsmäßig ausübt. 

Eigenhändler 

Steuerpflichtige, die im eigenen Namen und auf eigene Rechnung Geschäftsabschlüs-
se tätigen (Eigenhändler), sind – unabhängig davon, ob der Verkauf zum Einstands-
preis erfolgt oder nicht – vom Anwendungsbereich der Verordnung nicht erfasst. 

Vertreter für Fertigteilhäuser 

Fertigteilhäuser gelten als bewegliche Wirtschaftsgüter, solange sie nicht aufgestellt 
und mit einem Grundstück verbunden sind. Auf Vertreter, die Geschäfte über Fertig-
teilhäuser vermitteln oder abschließen, ist die Verordnung bei Vorliegen der übrigen 
Voraussetzungen anwendbar. 

Warenpräsentatoren, Bausparkassenvertreter 

Werden Warenpräsentatoren bzw Bausparkassenvertreter unter Umständen tätig, 
die dem in § 1 Abs 1 HVertrG umschriebenen Tätigkeitsfeld von Handelsvertretern 
entsprechen, dann sind sie als Handelsvertreter im Sinne der Verordnung anzusehen. 
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9.1.4 Wie wird das Pauschale berechnet? 

Der Durchschnittssatz beträgt 12% der Umsätze (§ 125 Abs 1 BAO), höchstens  
jedoch € 8.725,00 jährlich. 

Neben dem Pauschale nach dieser Verordnung können für die abpauschalierten  
Betriebsausgaben keine weiteren Pauschbeträge geltend gemacht werden. 

9.1.5 Wie lange ist der Steuerpflichtige an die Pauscha-
lierung gebunden? 

Der Steuerpflichtige kann für jeden Veranlagungszeitraum wählen, ob er die  
Betriebsausgabenpauschalierung auf Grundlage dieser Verordnung vornimmt.  
 

ACHTUNG 
Der Vollständigkeit halber wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass selb‐
ständige Künstler und Schriftsteller gem § 37 Abs 9 EStG die Möglichkeit haben, 
ihre Einkünfte gleichmäßig auf drei Jahre zu verteilen. Dieser „Gewinnrücktrag“ 
erfolgt auf Antrag und betrifft das  laufende  sowie die  zwei  vorangegangenen 
Jahre und soll einen Progressionsausgleich bewirken. 

9.1.6 Wie wird das Vorsteuer-Pauschale berechnet? 

Der Durchschnittssatz für Vorsteuerbeträge gilt die für die abpauschalierten  
Betriebsausgaben anfallenden Vorsteuern ab. Das sind: 

 Aufwendungen für übliche technische Hilfsmittel (insbesondere Computer, Ton- 
und Videokassetten inklusive der Aufnahme- und Abspielgeräte), 

 Aufwendungen für Telefon und Büromaterial, 

 Aufwendungen für Fachliteratur und Eintrittsgelder, 

 betrieblich veranlasste Aufwendungen für Kleidung, Kosmetika und sonstige Auf-
wendungen für das äußere Erscheinungsbild, 

 Mehraufwendungen für die Verpflegung (Taggeld), 

 Ausgaben anlässlich der Bewirtung von Geschäftsfreunden, 

 üblicherweise nicht belegbare Betriebsausgaben (zB Trinkgelder), 

 Ausgaben für im Wohnungsverband gelegene Räume (insbesondere Arbeitszim-
mer, Atelier, Tonstudio, Probenräume). 

Der Durchschnittssatz beträgt 12% des errechneten Betriebsausgabenpauschales. 
Als Vorsteuer darf höchstens ein Betrag von € 1.047,00 jährlich angesetzt werden. 

Neben dem Pauschale dürfen Vorsteuerbeträge nur dann berücksichtigt werden, 
wenn sie in vollem Umfang nach den tatsächlichen Verhältnissen angesetzt werden. 

Die Inanspruchnahme der Vorsteuer-Pauschalierung ist ausgeschlossen, wenn Vor-
steuern, die bei Betriebsausgaben, welche durch das Betriebsausgabenpauschale  
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11.1.3 Welche Berufsgruppen dürfen die Werbungskosten-
pauschalierung in welcher Höhe in Anspruch neh-
men?  

Die einzelnen Berufsgruppen sind im § 1 der VO definiert:	

Berufsgruppe  Prozentsatz 
Höchstbetrag 
jährlich in EUR 

Artisten  5%  2.628,00 

Bühnenangehörige  5%  2.628,00 

Fernsehschaffende  7,5%  3.942,00 

Journalisten  7,5%  3.942,00 

Musiker  5%  2.628,00 

Forstarbeiter ohne Motorsäge, Berufsjäger  5%  1.752,00 

Forstarbeiter mit Motorsäge  10%  2.628,00 

Hausbesorger  15%  3.504,00 

Heimarbeiter  10%  2.628,00 

Vertreter  5%  2.190,00 

Mitglieder einer Stadt‐, Gemeinde‐ oder Ortsver‐
tretung 

15% 
2.628,00 

(min 438,00) 

Expatriates  20%  10.000,00 

11.1.3.1 Artisten 

Artisten können einen Werbungskosten-Pauschbetrag, ohne Nachweis der tatsäch-
lichen Aufwendungen, in Höhe von 5% der Bemessungsgrundlage in Anspruch neh-
men (maximal € 2.628,00 jährlich).		

Wer ist Artist? 

Als Artisten gelten Auftretende bei Zirkusveranstaltungen und auf Showbühnen. 
Nicht als Artisten gelten außerhalb von Showbühnen und Zirkusveranstaltungen auf-
tretende Turner, Amateur- und Profisportler sowie Tänzer. 

11.1.3.2 Filmschauspieler und Bühnenangehörige  

Für Bühnenangehörige (§ 1 Abs 1 Theaterarbeitsgesetz), andere auf Bühnen auftre-
tende Personen und Filmschauspieler beträgt der Pauschbetrag 5% der Bemessungs-
grundlage und ist mit € 2.628,00 jährlich gedeckelt. 

Wer ist Filmschauspieler oder Bühnenangehöriger? 

Zu dieser Berufsgruppe gehören ua Schauspieler, Humoristen, Komiker, Conferenci-
ers, Sänger, Chansoniers, Chorsänger, Statisten, Solotänzer, Mitglieder eines Balletts, 
Tänzerinnen und Tänzer in Nachtlokalen, weiters Personen, die als Darsteller in Fil-
men oder Werbesendungen auftreten. 
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